
TECHNOLOGIE UND RECHT 

Schnftenreihe 
Herausgegeben von Prof. Dr. jur. Fritz Nicklisch 

Band 19 

Heidelberger Kolloquium 
Technologie und Recht 1999 

Netzwerke 
komplexer Langzeitverträge 

Verknüpfte Verträge und verknüpfte 
Streitbeilegung bei Großprojekten 

Herausgegeben von 

Fritz NicMisch 

Mit Beitragen von 

Timothy Arnheim, Achim-Rüdiger Börner, Georg Fichtner, 
Gerold Herrmann, Paul A. Hobeck, Hans-Rudolf Humpert, 

Roland Jurecka, Christopher Koch, Fritz Nicklisch, Alexander Reuter, 
Hans-Jürgen Schroth, Ulrich Trost, William Willms 

Verlag C.H.Beck München 2000 



Einstweiliger Rechtsschutz und Vertragsnetze 

Christopher Koch, Genf 

Giiederung 

1. Einführung 
2. Interessenlagen in Vertragsnetzen 
3. Mehrparteienproblematik 
4. Funktion des einstweiligen Rechtsschutzes 
5. Kompetenzen für die Anordnung von vorsorglichen Maßnahmen 
5.1 Schieds- und staatliche Gerichtsbarkeit 
5.2 Vertragliche Regelung von vorsorglichen Maßnahmen 
6. Vorsorrrliche Maßnahmen bei Mehrparteienverfahren 

L, 

7. Vorsorgliche Maßnahmen bei Vertragsnetzen 
8: SrhluRfolgerung 
Zusammenfassung 

1. Einführung 

Seit der Mitte der 8Oer Jahre hat sich weltweit mehr und mehr ein Trend zur Priva- 
tisierung der Wirtschaft durchgesetzt. Schrumpfende Staatsbudgets und ein verbrei- 
teter, fast mystischer Glaube an die Unfehlbarkeit der Marktwirtschaft trugen dazu 
bei, daß ganze Wirtschaftszweige, die bis vor kurzem noch als natürliche Staatsmo- 
nopole galten, wie z.B. Energieerzeugung, Telekommunikation oder der Bau 
großer Infrastruktqrojekte wie Tunnels oder neue Straßen, nun von privater 
Hand finanziert, gebaut und betrieben werden. 

Wo früher der Staat mit öffentlichen Mitteln direkt oder mit Staatsanleihen solche 
Unternehmen finanziert hat, ist es heute die Privatwirtschaft, welche die beträcht- 
lichen Summen aufbringen muß, welche Großprojekte wie der Eurotunnel ver- 
schlingen. Dies bringt wieder mit sich, daß mehr Parteien an solchen Projekten 
beteiligt sind, als dies früher der Fall gewesen wäre. Bauherr ist nicht mehr der Staat 
oder eine Gesellschaft der affentlichen Hand, sondern ein Projektunternehmen, 
welches vom Staat eine Konzession erhält, ein Kraftwerk zu bauen und zu bestimm- 
ten Bedingungen für eine gewisse Zeit zu betreiben. Die Finanzierung wird von 
einem Konsortium von Banken sichergestellt und möglicherweise durch öffentlich- 
rechtliche Entwicklungsbanken garantiert. Der Bau des Projektes wird an Unter- 
nehmer vergeben, welche oft in der Projektgesellschaft ein direktes finanzielles 
Interesse haben. Somit bringt das Projekt eine Vielzahl von Parteien der öffentli- 
chen und privaten Hand zusammen, um die Risiken, welche mit dessen Bau ver- 
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bunden sind, möglichst weit zu verstreuen und somit das Projekt überhaupt zu 
ermöglichen.' 

Sehr oft ist es heute so, daß sich eine Anlage selbst finanzieren muß. Das heißt 
große Inbastrukturprojekte wie Kraftwerke oder Untergrundbahnen und der- 
gleichen werden durch ihre voraussehbaren zukünftigen Betriebserlöse finanziert. 
So wird der aus dem Betrieb des Projektes fließende Cash Flow nicht nur die 
Betriebskosten decken, sondern auch Rfickzahlung der Anleihen und Zinsen für 
den Bau der Anlage sowie einen genügenden Gewinn für die Sponsors gewährlei- 
sten mii~sen.~ 

Vertragsnetze sind auch meistens die Fundamente langzeitiger Vertragsbeziehungen 
zwischen Parteien mit mehr oder weniger unterschiedlichen Interessenlagen. Nicht 
nur können Interessenlagen unterschiedlich sein, es ist auch ohne weiteres möglich, 
daß sich diese Interessen im Laufe der Zeit ändern. In einem typischen Build Ope- 
rate Transfer (BOT) Vertrag, in dem eine Projektgesellschaft vom Staat eine Kon- 
zession bekommt, ein Kraftwerk zu bauen und für 20 Jahren zu betreiben, wechselt 
die Interessenlage der Projektgesellschaft von der eines Bauherren, nachdem das 
Werk gebaut ist, zu der eines Betriebsunternehmens im öffentlichen Dienst. Der 
Staat wird zunächst vor allem darzn interessiert sein, daß die Frojekcgeselischaft das 
Kraftwerk gemäß den Konzessionsbedingungen betreibt. Gegen Ende der Vertrags- 
dauer, wenn die Anlage übergeben werden soll, ändert sich die Interessenlage des 
Staates von der gesetzlichen Über~achun~sfunktion zu der des neuen Eigentümers 
des Kraftwerkes. In dieser Phase ist nicht mehr der Schutz der Abnehmer, sondern 
der Zustand des Kraftwerkes im Mittelpunkt der vertraglichen Beziehung und die 
mögliche Quelle von Streitigkeiten. 

Der Begriff einstweiliger Rechtsschutz umfaßt eine Vielzahl von Rechtsinstituten 
und Mittel. Diese sind nicht alle leicht unter einen Hut zu bringen und sind nicht 
unbedingt auf die gleichen Ziele ausgerichtet. Einerseits gibt es Maßnahmen, die 
zur Erhaltung oder zum Zusammenstellen von Beweisen dienen, andere, welche 
den Status Quo zwischen streitenden Parteien erhalten sollen, oder solche Mittel, 
die Vollstreckbarkeit eines Schiedsspruches oder Urteils sicherstellen sollen. In 

1 Fabian von Schlabrendorff, Choice of Substantive Law in International Long-tenn Infiastructure 
Contra&, Vortrag anlässlich des 2. Schiedsgerichtstages der IBA am 13.11.1998 in Düssel- 
dorf. 

2 Scott L. Hoffman, in The Law und Birsiness oflnternational Aoject Finance, Kluwer 1998, defi- 
niert den Begriff ,,Projekt Finance" wie folgt: 

.The term project finance is generally used to refer to a nonrecourse or limited recourse 
financing structure in which debt, equity and credit enhancement are combined for the 
construction and operation or the refinancing, of a particular facility in a capital-inten- 
sive industry, in which lenders base credit appraisals on the projected revenues kom the 
operation of the faciiity, rather than the general assets or the credit of the Sponsor of the 
facility, and rely on the assets of the facility, including the revenue producing contracts 
and other cash flow generated by the facility as coiiateral for the debt." 
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Netzverträgen für langfristige Projekte kann man sich auch einstweilige Maßnahmen 
vorstellen, die speziell auf die Erhaltung des Projektes ausgerichtet sind. 

Hinzu kommt, daß gerade beim einstweiligen Rechtsschutz die klare Trennung von 
Schiedsgerichtsbarkeit und staatlicher Gerichtsbarkeit verschwimmt. Das Gebiet 
der vorsorglichen Maßnahmen stellt einen der großen Schnittpunkte zwischen staat- 
licher und der privaten Gerichtsbarkeit dar, wo ordentlicher Richter und Schieds- 
richter zuweilen beide zuständig sein können. 

2. Interessenlagen in Vertragsnetzen 

Was ist ein Vertragsnetz? Versucht man den Begriff etwas genauer zu umschreiben, 
erkennt man, daß es sich nicht um eine neue Form von Vertragsgestaltung handelt, 
welche alle Parteien in eine gemeinsame komplexe Vertragsbeziehung einflicht. 
Obwohl solche Vertragsnetze gewisse Merkmale aufzeigen, welche es unter Um- 
sanden erlauben würden, gewisse allgemeingültige Regeln für die Rechte und 
Pflichten d e r  am Projekt beteiligter Parteien aufzustellen, bleiben die verschiede- 
nen Bestandteile eines Vertragsnetzes in der Regel Einzelverträge." 

Ein Vertragsnetz ist also die Beschreibung eines Sachverhalts, wo zur Erreichung 
eines gemeinsamen Projekts eine Vielzahl von Parteien bi- oder multilateral eine 
Anzahl von Einzelverträgen abschließt, welche zwar juristisch unabhängig vonein- 
ander, jedoch organisch alle Bestandteile des Vertragsgefüges sind, welches das Pro- 
jekt tragt. 

Die Projektausrichtung mag sich in den einzelnen Verträgen widerspiegeln, in 
denen Rechte und Pflichten aller Beteiligten aufeinander abgestimmt sind. Dies 
bedeutet allerdings nicht, daß das Prinzip der Relativität der Verträge im Fall von 
Vertragsnetzen systematisch zu Gunsten eines komplexen Mehrparteienvertrags mit 
multilateralen Vertragsbeziehungen durchbrochen wird. Im Gegenteil, in seiner 
Studie über die Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit bei Großprojekten stellte Nick- 
lzich fest, daß trotz der vielen Berilhrungspunkte, welche sich aus der Projektbezo- 
genheit der einzelnen Verträge ergibt, es in der Regel bei bilateralen Vertragsbezie- 
hungen bleibt. Dies entspricht dem Willen der Parteien, die durch diese Aufteilung 
eines Gesamtprojektes in viele Einzelverträge glauben, die Leistungen der einzelnen 
Beteiligten besser differenzieren zu k ~ n n e n . ~  

Doch wirtschaftlich gesehen sind diese an sich unabhängigen Verträge wie Zahn- 
räder einer Maschine eng ineinander verzahnt, so daß die Vertragsstörung in einem 

3 Fritz Nicklisch: Die Vorteile einer Theorie der hgzeitndrtige, ix Der Komplexe Langzeitver- 
trag, Heidelberger Kolloquium, Technologie und Recht, (hrsg. Nicklisch) 1987, ebenda 
Ian R. Macneil: Barrim to the Iha of Relational Contractr. 

4 Fritz Nicklisch: Mehrpa&ienschiedsg&htsbarkeil und Streitbeilegung bei Gr~ßpro/~ekten, in Fest- 
schrift für Ottoarndt Glossner zum 70. Geburtstag, Heidelberg 1994. 
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der Verhältnisse mit großer Wahrscheinlichkeit das gesamte Projekt bertihren wird. 
Diese Realität wird sich auch im Verhalten der Parteien widerspiegeln, wenn es 
darum geht, Streitigkeiten beizulegen oder vorsorgliche Maßnahmen zu treffen. 

Schema eines Vertragsnetzes 

Ein sehr bekanntes Beispiel eines privat finanzierten Großprojektes ist der unter 
dem Ärmelkanal gebaute Eurotunnel. Das damit verbundene Vertragsnetzwerk und 
die Streitigkeiten, welche sich aus dem Bau und des Betriebes ergaben, zeigen recht 
gut die Dynamik solcher Vertragsnetze. 

Das unten aufgeftihrte Schema stellt das Eurotunnel Vertragsnetz sehr vereinfacht 
dar. 

Britischer Staat ~ f l s s  I 1 La-at 
Betriebskonzession \ 

für den Tunnel \ I Eurotunnel 
Aktionare 

Französischer Staat I 
I 

/ Betriebskonzession 
für den Tunnel 

Zulieferverträge für Rollmateria 
,,Shuttle"-Züge 

Hersteller der 
Eurostarzüge 

I Trans Manche Link 
Unternehmer 

TML I 

EurotunmZ Vertragsnetz 
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3. Mehrparteienproblematik 

Eine Störung im Vertragsablauf zwischen Projektgesellschaft und Generalunterneh- 
mer, der Unter-Werkverträge oder der Zulieferung von Bestandteilen (z. B. des Roll- 
materials) wirkt sich auf das gesamte Projekt aus, weil jede Verzögerung der Be- 
triebsaufnahme eine Erhöhung des finanziellen Risikos mit sich bringt. Dies berührt 
wiederum die ganze Finanzplanung des Projektes und somit die Banken und finan- 
zierenden Institutionen und kann die wirtschaftliche Lebensftihigkeit des gesamten 
Anlage tangieren. 

Es ist somit kaum erstaunlich, wenn in solch komplexen Vertragsgefügen die finan- 
zierenden Bankenkonsortien nicht nur die Bedingungen der Darlehensverträge 
bestimmen, sondern auch in den Verhandlungen der verschiedenen zum Netz 
gehörenden Verträge eine wichtige Rolle spielen, um einerseits sicherzustellen, daß 
die Bau- oder Betriebskosten des Projektes vertraglich soweit wie möglich unter 
Kontrolle gebracht werden, aber vor allem auch um sicherzugehen, daß im gesam- 
ten Vertragsgefüge die Rechte der Banken genügend abgesichert sind. So findet 
n a n  in Dzrlehensvertrggen uft Abtretungsklauseln, in deneii Firiaiizinstitute vom 
Projektunternehmen die Abtretung seiner Rechte gegen Drittparteien (2.B. Lei- 
stungsabnehmer oder Versicherungen) fordern kann, oder Rechtseintrittsklauseln, 
die es den Finanzinstituten ermöglichen, unter gewissen Umständen (Zahlungsun- 
fähigkeit einer Partei) an dessen Stelle einzutreten, um das Projekt zu erhalten. 

Seinerseits wird die Projektgesellschaft, in unserem Fall Eurotunnel, daran interes- 
siert sein, die Wahl der Sub-Unternehmer durch den Unternehmer kontrollieren zu 
können, um soweit wie möglich sicherzustellen, da0 weitergegebene Unter-Werk- 
vertrage mit dem Hauptvertrag kompatibel sind und Sub-Unternehmer in der Lage 
sind, ihre Leistung finanziell und materiell zu garantieren. 

Es stellt sich daher besonders in der Streitbeilegung durch Schiedsgenchtsbarkeit 
die Problematik des Mehrparteienschiedsgerichts. Die privatrechtliche und vertrag- 
liche Natur der Schiedsgerichtsbarkeit bedingt, dass Schiedsrichter nur über Par- 
teien, welche sich einer Schiedsklausel unterworfen haben, entscheiden können. 
Dies ftihrt besonders bei komplexen Vertragsgefügen zu der Situation, in der Strei- 
tigkeiten nur zwischen den Vertragsparteien eines Einzelvertrages durch ein 
Schiedsgericht beurteilt werden können, obwohl andere Vertragsverhältnisse sehr 
eng mit dem Streit zusammenhängen. Wahrend man vor einem staatlichen Gericht 
eine Dnttpartei entweder freiwillig durch Intervention oder durch eine obligatori- 
sche .denonciation d'instanceY oder Streitverkündung mit in ein bestehendes Ver- 
fahren einbeziehen kann, ist dies bei der Schiedsgerichtsbarkeit nur möglich, wenn 
sich alle Parteien entweder von vorhinein oder nach Streitbeginn der Schiedsge- 
richtsbarkeit eines einzigen Schiedsgerichts unterwerfem5 Weil Schiedsrichter ihre 

5 Poudret: LIArbitrage Multipartite en Dmit Suisse, ASA Buiietin 1991, Vol. 1, S. 8 ff. 
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Kompetenz nur im Willen der Parteien gründen, ist ein Mehrparteienverfahren erst 
dann zulässig, wenn alle Parteien, die daran teilnehmen sollen, auch ausdrücklich 
oder konkludent eine Mehrparteienschiedsvereinbarung abgeschlossen haben6 

Die Beschränkung eines Schiedsverfahrens auf die eigentlichen Vertragsparteien 
wird oft als Nachteil der Schiedsgerichtsbarkeit gegenüber der staatlichen Gerichts- 
barkeit angeführt, dies besonders in Situationen, welche vorsorgliche Maßnahmen 
gegenüber Drittparteien betreffen.7 Die schiedsrechtliche Mehrparteienproblematik 
wirft eine Reihe von Fragen auf, welche auch für die Anordnung von vorsorglichen 
Maßnahmen von Bedeutung sind: 

Wie kann man andere Parteien, welche im Vertragsnetz mitwirken, in ein Verfak- 
ren einbeziehen? 

Kann ein Schiedsgencht, welches einen Streit aus einem bestimmten Vertrag zu 
entscheiden hat, Beweise würdigen, welche aus einer anderen Vertragsbeziehung 
im Netz stammen? 

Unter welchen Umständen können separate Schiedsverfahren kombiniert oder 
zusammengelegt werden? 

Miissen solche Schiedsverfahren bipolar sein oder können sie auch multi-polar 
geführt werden? 

Können Parteien neue Parteien beiziehen oder kann sich eine Partei freiwillig in 
das Verfahren einschalten? 

Inwieweit sind Entscheide, welche in anderen Verfahren um das gleiche Projekt 
erlassen wurden, für ein Schiedsgericht bindend oder weg~e i send?~  

Es geht in dieser kurzen Untersuchung nicht darum, die Problematik des Mehrpar- 
teienschiedsverfahrens zu durchleuchten. Doch da Maßnahmen für den einstweili- 
gen Rechtsschutz fast immer im Zusammenhang mit Verfahren zur Sache verbun- 
den sind, spielt die Mehrparteienproblematik auch hier eine große Rolle, besonders 
wenn es darum geht herauszufinden, gegen welche Partei eigentlich eine Maß- 
nahme erlassen werden kann und von welcher Instanz? 

Der Bauherr, welcher mit dem Generalunternehmer um die Qualität des Werkes 
streitet, möchte eventuell von einem Sub-Unternehmer Dokumente über den Bau- 
vorgang fordern. Ein Generalunternehmer will Guthaben des Bauherrn in den 
finanzierenden Banken arrestieren, um seine Forderung gegen den Bauherrn zu 
sichern. In beiden Fällen wird zu entscheiden sein, wieweit die Schiedskiausel und 
der Vertrag eventuell ein Schiedsgericht ermächtigen, ihre Kompetenz auch auf die 
Drittpartei auszudehnen, und dann wird zu erwägen sein, ob das Schiedsgericht über- 
haupt die materielle Zuständigkeit besitzt, die verlangte Maßnahme anzuordnen. 

6 Bernard Hanotiau: Comph-Multiconhut-Multipary-Arbitmtwa in Arbitration International 
Vol. 14, Nr. 4, page 375; Fritz Nicklisch: Mehr~rte~mchi~erichtsbarkeit, S. 223. 

7 Piero Bernardini, Th Powers of tk Arbihator, in Consewatory and Provisional Measures in 
International Arbitration, ICC Publication No 519. 

8 Bernard Hanotiau: op cit. S. 370. 
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4. Funktion des einstweiligen Rechtsschutzes 

Unter einstweiligen Rechtsschutz fallen alle solche Maßnahmen, welche vom Rich- 
ter, Schiedsrichter oder einer anderen von den Parteien ernannten Person gegen 
eine der streitenden Parteien oder gegen eine Dnttpartei provisorisch erlassen wer- 
den, um eine rechtliche oder tatsächliche Situation zu bewahren und dadurch 
Rechte zu schützen, die im Verfahren entschieden werden sollen. Es geht also nur 
um vorläufige Maßnahmen, die höchstens solange andauern, wie die Rechtslage 
noch unentschieden ist. 

Oft wird hervorgehoben, daß es sich bei vorläufigen Maßnahmen hauptsächlich um 
den Schutz des Status quo handelt. Man kann sich allerdings fragen, ob es nicht in 
Wahrheit darum geht, die mit dem zeitlichen Ablauf des Prozesses verbundene Risi- 
koverteilung zwischen den Parteien zu regeln.g Besonders bei sichernden Verfügun- 
gen, 2.B. einem Arrest, welche verhindern sollen, daß der Prozess gegenstandslos 
wird, ist es offensichtlich, daß die Maßnahme die Risikoverteilung zugunsten der 
klagenden Partei verbessern soll. 

Einstweilige Verfügungen oder sichernde Maßnahmen sind jeweils Mittel zum 
Zweck und können in der Regel nicht selbständiger Prozeßgegenstand oder Selbst- 
zweck sein.1° So setzt eine einstweilige Verfügung voraus, daß die betroffene Rechts- 
lage in einem ordentlichen Schieds- oder Gerichtsverfahren abgeklärt wird. Dies 
wiederum bringt mit sich, daß sich die vorsorgliche oder sichernde Maßnahme 
nicht grundsätzlich vom Prozeßobiekt unterscheiden sollte.ll Gleichzeitig aber darf " 
die Maßnahme den endgültigen Entscheid nicht präjudizieren. Das Gericht muß 
nach einer vollen Beweisaufnahme und Rechtswürdigung den Fall frei entscheiden 
können, ohne durch eine im summarischen Verfahren erlassene Verfügung in seiner 
Entscheidungsfreiheit eingeengt zu sein. Dies bedeutet auch, daß eine provisorische 
Maßnahme jeder Zeit aufgehoben werden kann, wenn die Voraussetzungen für das 
Bestehen der Maßnahme nicht mehr gegeben sind. 

Eine vorsorgliche Maßnahme setzt auch einen gewissen Grad von Dringlichkeit vor- 
aus. Warum sollte eine richtende Instanz provisorischen Rechtsschutz erlassen, 
wenn das Begehren gerade so gut mit dem endgültigen Schiedsspruch entschieden 
werden kann? Es ist daher unwahrscheinlich, daß ein Gericht oder Schiedsgencht 
eine vorsorgliche Maßnahme anordnet, wenn der Antragsteller nicht nachweisen 

! 
9 Sebastien Besson, Arbitrage International et Mesures Provisoires, Zürich 1998, S. 24. 

! 10 Als Ausnahme kann das französische .Refere Provision" Verfahren nach Art. 808 al. 2 
NCPC gelten, wo eine Partei im Schnellverfahren voll in seine Rechte eingesetzt werden 
kann, wenn diese Rechte nicht seriös bezweifelt werden können. Fouchard, Gaillard, Gold- 
man, Trait.4 de lYArbitrage cornrnercial International, § 1339ff. 

11 Knoepfler & Schweizer, Les Mesures Rooisoires et L'arbitrage, in Recueil de Travaux Suisses, 
p. 225, (Rayrnond & Bucher ed. 1984). 



kann, daß zeitlich eine Notwendigkeit besteht, eine Entscheidung zu treffen, bevor 
das Urteil gefällt ist.12 

Unter einstweiligem Rechtsschutz kann man Maßnahmen einordnen, die darauf 
bedacht sind, eine Situation zu erhalten. Das heißt solche Maßnahmen, welche 
verhindern sollen, daß sich die Lage zu Ungunsten einer Partei verschlechtert. So 
z. B. der angeordnete Verkauf einer verderblichen Ware, der die Vergrößerung des 
finanziellen Schadens verhindern soll. Bei Baustreitigkeiten kann das Verbot, eine 
Erfüllungsgarantie abzurufen und gleichzeitig die Anordnung an die Gegenpartei 
dieselbe zu verlängern, verhindern, daß sich die finanzielle Lage der einen Partei 
verschlechtert, solange die Rechtslage nicht abgeklärt ist. Ein anderes Beispiel wäre 
das Verbot an eine Gesellschaft, an das Management neue Aktien herauszugeben, 
wenn die Kapitalerhöhung an sich bestritten ist.l3 

Vorsorgliche Maßnahmen können auch zur Sicherung von Beweisen angewandt 
werden. Eine solche Maßnahme wäre der Augenschein der Baustelle durch einen 
neutralen Experten beim Beginn des Verfahrens, um die tatsächliche Situation fest- 
zuhalten. Unter diese Kategorie könnte man auch Verfügungen zur Dokument- 
beschaffung (Discovery) einordnen, wo ein Gericht oder Schiedsgericht auf Begeh- 
ren der Gegenseite einer Partei oder Drittpersonen anordnet, bestimme Dokumente 
oder Beweise vorzulegen. 

Am häufigsten werden wohl Maßnahmen zur Sicherung der Vollstreckung eines 
Schiedsspruches oder Urteils sein. Hier geht es vor allem darum, die finanziellen 
Mittel des Gegners so zu binden, daß ein zukünftiger Schiedsspruch auch befriedigt 
werden kann. In diesem Kontext wäre auch ein Entscheid eines Gerichtes oder 
Schiedsgerichtes, welches einen Schiedsspruch kotz Aufhebungsklage für unmittel- 
bar vollstreckbar erklärt (Execution provisoire), eine sichernde Maßnahme.14 

Im Hinblick auf Vertragsnetze, welche auf den Bau eines großen Projektes ausge- 
richtet sind, möchte ich eine letzte Kategorie von vorsorglichen Maßnahmen erwäh- 
nen, und zwar solche, welche die Sicherung oder Erhaltung des Projektes zum 
Zweck haben. Gerade in Situationen, wo die wirtschaftliche Abhängigkeit aller 
Beteiligen am Projekt groß ist, wird in der Regel das kollektive Interesse an der 
Erhaltung des Projektes größer sein als die aus den Einzelverträgen entstehenden 
Interessen. Solch projektsichernde oder -erhaltende Maßnahmen sind z.B. die 
Anordnung von Interimszahlungen an den Unternehmer oder eine Verfiigung zum 
Verbot des Baustops, um sicherzustellen, daß trotz eines eventuellen Streites die 
Bautätigkeit nicht eingestellt wird. 

12 Bond, T h  Nature of Comeruatory und Aorisional Measures, in Conservatory and Provisional 
Measures in International Arbitration, ICC Publication No 519. 

13 Fouchard, Gaillard, Goldman: op cit., 5 1328. 
14 Nouveau Code de Procedure Civile Franpis, CPC Art. 1479. 
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5. Kompetenzen für die Anordnung von vorsorglichen 
Maßnahmen 

5.1 Schieds- und staatliche Gerichtsbarkeit 

In den meisten entwickelten Ländern, in denen Schiedsgerichtsbarkeit zu einer der 
bevorzugten Methoden gehört, kommerzielle Streitigkeiten zu regeln, ist es heute 
anerkannt, daß Schiedsgerichte die Kompetenz haben, einstweilige Verfügungen zu 
erlassen.15 Auch in Deutschland ist es seit der Einführung des neuen Schiedsgeset- 
zes mit dem Paragraphen 1041 ZGB nicht mehr umstritten, daß Schiedsrichter vor- 
sorgliche Maßnahmen erlassen können. Dies wird auch in bekannteren Schiedsord- 
nungen vorgesehen.16 Eine Ausnahme ist hier das ICSID Reglement, welches, wenn 
die Parteien nichts anderes vereinbart haben, Schiedsrichtern nur erlaubt, sichern- 
de Maßnahmen vorzuschlagen und nicht anzuordnen.17 

Obwohl Schiedsgerichte aus der Schiedsvereinbarung her die notwendige Kompe- 
tenz haben, vorsorgliche Maßnahmen zu treffen, bestehen bei der Ausübung dieser 
Kompetenz zwei Probleme. Das eine ist, daß Schiedsgerichte zwar Maßnahmen 
anordnen können, aber keine Macht haben, ihre Verfügungen zu vollstrecken. Es 
kann zwar die Nichtbefolgung von Weisungen durch eine Partei in seiner Beurtei- 
lung des Falles negativ werten, doch kann ein Schiedsgericht die staatliche Gewalt 
zur Durchsetzung seines Entscheides nicht einsetzen; es fehlt ihnen dazu das Impe- 
rium des staatlichen Richters. Zudem sind Schiedsrichter, wie schon gesagt, nur für 
die Regelung von Streitigkeiten unter den an der Schiedsvereinbarung beteiligten 
Parteien zuständig. Ein Schiedsgericht kann daher keine vorsorgliche Maßnahme 
gegen eine Partei aussprechen, welche zwar am Projekt materiell engagiert ist, aber 
im Verfahren nicht Partei ist. 

Eine weitere Schwierigkeit ergibt sich aus dem Umstand, daß es einige Monate dau- 
ern kann, bevor ein Schiedsgericht zusammengestellt ist; doch wird der einstweilige 
Rechtsschutz schon bei Verfahrensbeginn benötigt. Deshalb ist besonders in diesem 

15 Dies ist allerdings nicht überall der Fall. In Italien bleibt die Kompetenz, vorsorgliche 
Maßnahmen zu erlassen, ausschließlich bei den Italienischen Gerichten. P. Bernardini: 
L'arbitrage en Ztalie A@s la Rkcenfe Rejrme, Revue de l'Arbitrage 1994, Nr. 3, 479ff. Das glei- 
che gilt für Österreich (589 ZPO) und war vor der Revision des 10. Buches der ZPO nach 
alt ZPO 1036 auch in Deutschland der Fd. 

16 Art. 23 ICC Regeln, Art 20 DIS Regeln, Art 21 AAA Internationale Schiedsregeln, 
Art.28 Schiedsreglement der Zürcher und Artikel 23 der Genfer Handelskammer, um 
einige zu nennen. 

17 Artikel 47 der ICSID Konvention: 
Except artheparties otherwLre agree, du h i b u d  may, fit  comiders that the c i ~ u s n r t ß n c ~ ~  so require 
ncommend any pmviswnal masuws which should be t ß b n  to peserue t h  respective tights of e i t b  
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Bereich die Zuständigkeit des ordentlichen Richters durch die Schiedsklausel nicht 
ausgeschlossen, sondern konkumert mit der des Schiedsrichters. 

Heute wird ohne weiteres akzeptiert, daß Parteien, ohne die Schiedsklausel zu ver- 
letzen, vor der Bestellung des Schiedsgerichtes vorsorgliche Maßnahmen vom staat- 
lichen Richter anfordern können.18 Doch auch während eines Schiedsverfahrens 
kann die Hilfe des staatlichen Richters durchaus nützlich sein, auch wenn es nur 
darum geht, die vom Schiedsgericht angeordnete Maßnahme vollstrecken zu lassen, 
wie dies im Artikel 183 Abs. 2 des schweizerischen IPR Gesetzes bestimmt wird.lg 
Moderne Schiedsgesetze erlauben es auch, daß ordentliche Richter Schiedsgerich- 
ten auch bei der Beweisaufnahme Hilfe leisten.20 Das Prinzip der Nichteinmischung 
des staatlichen Richters in die Schiedsgerichtsbarkeit wird hier also zugunsten einer 
größeren Effizienz des Schiedsverfahrensrechts durchbrochen, indem der Richter 
seinem Schiedskollegen mit ein wenig Imperium Rechtshilfe lei~tet.~' 

5.2 Vertragliche Regelung von vorsorglichen Maßnahmen 

Außer dem staatlichen Richter und dem Schiedsgericht besteht allerdings noch eine 
&ritte mögliche Zwtiindigkeit fur den Erlaß w n  vorsorglichen Maßnahmen. Dies 
wäre eine eigens für solche Maßnahmen vorgesehene vertraglich vereinbarte 
Instanz. Gerade bei komplexen Projekten findet man, daß Streitschlichtung mehr- 
fach abgestuft wird. Diese Abstufung ergibt sich aus der Erkenntnis, daß in erster 
Linie die vertraglichen und menschlichen Beziehungen zwischen den verschiede- 
nen Parteien erhalten werden müssen, wenn das Projekt erfolgreich abgeschlossen 
werden SOU. Um den Einsatz einer solchen Instanz zu regeln und zu vereinfachen, 
hat die ICC 1990 ein Reglement des .Re-Arbitral Referee" Verfahrens ausgegeben, 

18 Artikel 24 der ICC Schiedsgerichtsordnung: 
V i  'mergabe der Akten an das Schiedsgmicht und in geeigneten F ä l h  auch nach diesem Zeitfinkt 
können die Parteien bei jedem xuskindigen Jusrizorgan sichrmde und vorläuf.e Maßnahmen beantm- 
gen. Der Antrag einer Partei bei eitlem zWindigen Justirmgan auf Anordnung soicher Maßnahmen 
& auf i6kiehung so ich  Maßnahmen stellt keinen Verstoß gegen & Vkzüchl auf die Schiedmer- 
einbarung dar und Iäpt die dem Schiedsgenencht zustehenden Befugnisse unbnührt. Ein soicher Antrag 
sowie a h  durch dasJustizmgan angeordneten Maßnahmen sind unvmüglich dem Sekretarial mitru- 
t e i h .  Das Sekretariat unterrichtet das Schiea3gericht. 

Siehe auch Art 21 Abs. 3 AAA SchO, Art. 20.2 DIS SchO. 
19 Artikel 183 Abs. 2 IPRG: 

Unterzieht sich der B e b o j h  nicht@willig der angeordneten Maßnahm so kann das Schiedrgericht 
a h  staatlichen Richter um Mitwirkung wuth; dieser wendet sein eigenes Recht an. 

20 Art. 184 IPRG, Art. 1050 ZPO. 
21 Eine Ausnahme bilden hier wieder die ICSID Regeln, die ohne andere Vereinbarung der 

Parteien jegliche Einmischung eines staatlichen Richters in ein ICSID Verfahren, sei es nur 
fiir den Erlaß von vorsorglichen Maßnahmen, ausschließen. A. Parra: The Aaclicar und Er- 
pdnceof  t h  ICSID, in Consewatory and Provisional Measures in International Arbitration, 
ICC Publication No 519. 
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welches den Parteien erlaubt, vor dem Beginn eines ordentlichen Verfahrens von 
der ICC sofort einen Referee ernennen zu lassen, welcher: 

a) Vorsorgliche oder wiederherstellende Maßnahmen anordnen kann, die dringend 
nötig sind, um entweder einen nicht wieder gutzumachenden oder nicht ersetzbaren 
schaden zu verhindern und so das Recht und Gut einer der Parteien zu schiitzen; 

b) Einer Partei jegliche Zahlungen anordnen kann, welche gemacht werden sollten; 

C)  Einer Partei anordnen kann, die Schritte zu unternehmen, welche nach dem Ver- 
trag der Parteien unternommen werden sollten, unter anderem auch die Unter- 
schrift oder Lieferung von Dokumenten oder das Beschaffen von Dokumenten oder 
Unterschriften; 

d) Jegliche Maßnahme anordnen kann, welche zur Erhaltung von Beweisen not- 
wendig ist.22 

Dieses Reglement ist meines Wissens zwar noch nie verwendet worden, doch zeigt 
es, wie Parteien auch das Verfahren für vorsorgliche Maßnahmen vertraglich regeln 
können. 

Besonders bei Langzeitveiträgen findet man zunehmend, daß die vertraglichen 
Mechanismen zur Beilegung von Streitigkeiten eskalationsartig aufgebaut sind. Dies 
soll verhindern, daß Parteien zu schnell in unausweichbare Positionen gedrängt 
werden, in denen nur noch durch bindende Gerichtsbarkeit entschieden werden 
kann. Solche Eskalationsmechanismen sehen in der Regel vor, daß Kontroversen 
zunächst intern von Delegierten oder Komitees der Parteien beurteilt werden sol- 
len, und zwar durch andere Personen als diejenigen, welche direkt mit am Streit 
beteiligt waren. Findet man keine Lösung, wird die Frage auf höherer Ebene intern 
nochmals geprüft. Erst wenn es klar wird, daß die Parteien untereinander die Frage 
nicht lösen können, wird auswärtige Hilfe angerufen. Hier ist es nun möglich, daß 
der Eskalationsmechanismus zunächst einen obligatorischen Mediationsversuch 
oder .Dispute Review Board" vorsieht, bevor die Sache zur endgültigen Entschei- 
dung an ein Schiedsgericht vergeben werden kann.23 

Bei größeren Bauvorhaben werden sehr oft heute besondere Komitees zur Streit- 
beurteilung, sogenannte Dispute Review Boards (DRB), eingesetzt. Diese DRBs 
werden am Anfang des Projektes bestellt und bleiben während der Dauer des Baus 
in F ~ n k t i o n . ~ ~  Durch regelmäßige Besuche der Baustelle sind sie mit dem Projek- 
tablauf und dem Fortschritt sowie den vertraglichen Bestimmungen vertraut und 
können schnell aufgrund der von den Parteien vorgetragenen Tatsachen eine Ent- 
scheidung erlassen. Sollte eine der Parteien mit einem Entscheid des DRB nicht ein- 

22 Artikel 2, ICC Regeln für a "PreArbitral Referee' Verfahren, 1990. 
23 Michael Da,yis: Dispute Resolution in International 13%-Tm Construction und Infiashucture R e  

jects: The Private Finance Initiative, International Business Lawyer, May 1999, Vol. 27, Nr. 5. 
24 P.M. Genton, Th.e Roh of DRB in I3ng T m  ConbacIs, Vortrag anlaDlich des 2. Schieds- 

gerichtstages der IBA am 13.11. 1998 in Düsseldorf. 
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verstanden sein, kann es in einem Schiedsverfahren diesen Entscheid anfechten. 
Die wachsende Bedeutung von DRB ist aus der neuen Testauflage der FIDIC ,Con- 
ditions of Contract" ersichtlich, wo die Rolle des Ingenieurs weitgehend durch die 
des DRB oder einzelnen Adjudikators ersetzt worden ist. So ist jetzt vorgesehen, 
daß Entscheidungen des Ingenieurs, welche früher direkt an ein Schiedsgericht 
appelliert werden konnten, nun zuerst von einem DRB geprüft werden müssen, 
bevor sie vor ein Schiedsgericht gelangen.25 

Es ist somit ohne weiteres möglich, daß Parteien in ihren Verträgen vorsehen, daß 
die der Schiedsgerichtsbarkeit vorgeschalteten streitschlichtenden Gremien auch 
die Kompetenz haben, vorsorgliche Maßnahmen zu treffen, um im Rahmen des 
Möglichen die Erhaltung des Projektes zu gewährleisten. 

6. Vorsorgliche Maßnahmen bei Mehrparteien- 
verfahren 

Ich habe anfangs die Mehrparteienproblematik im Zusammenhang mit der Schieds- 
gerichtubarkeit kurz angeschnitten. Natürlich geiten die Grenzen der Kompetenz 
eines Schiedsgerichtes im Hinblick auf Drittparteien auch für vorsorgliche Maßnah- 
men. Es wird in der Regel einem Schiedsgericht nicht möglich sein, in einem Ver- 
fahren zwischen einem Unternehmer und dem Bauherrn, der Bank des Unterneh- 
mers vorsorglich zu verbieten, die Erfüllungsgarantie auszuzahlen; das Schieds- 
gericht wird höchstens dem Bauherrn verbieten können, die Garantie abzurufen. 
Das gleiche gilt für die Beweisaufnahme. Ein Schiedsgericht wird einer Drittpartei, 
welche am Schiedsverfahren nicht beteiligt ist, die Produktion von gewissen Bewei- 
sen oder die Abgabe von Zeugenaussagen nicht anordnen können. 

Dieser Schwäche des Schiedsverfahrensrechts kann aber gerade durch die konkur- 
rierende Kompetenz des staatlichen Richters bis zu einem bestimmten Grade 
wenigstens in der Beweisaufnahme auf- und abgeholfen werden. Dort, wo das 
Schiedsverfahrensrecht die gerichtliche Unterstützung bei der Beweisaufnahme 
erlaubt, können Richter Zeugen vorladen oder sonstige Handlungen der Beweisauf- 
nahme vornehmen, die dem Schiedsgericht nicht erlaubt sind.26 Das heißt der Rich- 
ter kann eine Drittperson als Zeugen vernehmen und kann eventuell auch die Her- 
ausgabe von Beweisen, die in der Hand von Dritten sind, verlangen. 

Doch für weiterreichende vorsorgliche Maßnahmen gegenüber Drittpersonen, wie 
Verbote oder Anordnungen, wird der Richter nicht zuständig sein können. Die vor- 
sorgliche Maßnahme muß sich auf den Rahmen des Schiedsauftrages beschränken 
und darf nicht ein anderes Objekt verfolgen, als im Hauptverfahren verhandelt 

25 Art. 20 Claims, Disputes and Arbikation, FZDZC Conditionr of Coniract (1998 Test Edition). 
26 2.B. 1050 ZPO; Art. 184 Abs. 2 IPRG. 
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wird.27 Weil die Drittperson nicht Verfahrenspartei ist und die verlangte Maßnahme 
über die Beweiserhebung hinausgeht (Verbot etwas zu tun oder Anordnung etwas 
zu tun), kann der Richter irn Rahmen seiner Beistandsfunktion im Schiedsverfahren 
für die Maßnahme nicht zuständig sein. 

Wenn z. B. die garantierende Bank des Unternehmers in die Vertragsverhandlung 
zwischen Unternehmer und Bauherr verwickelt war und die Auslegung des Vertra- 
ges vor einem Schiedsgericht entschieden wird, kann ein Gericht aufgerufen wer- 
den, um die mit der Verhandlung vertrauten Angestellten der Bank als Zeugen vor- 
zuladen. Doch wird es nicht in die unterstützende Rolle des Richters fallen, der 
Bank zu verbieten, die Garantie auszuzahlen, wenn sie vom Bauherrn abgerufen 
werden sollte. Dieses Verbot könnte vom Richter nur in einem separaten Verfahren 
zwischen Unternehmer und Bank erwirkt werden. 

Deshalb wird es auch mit der Hilfe des Richters innerhalb eines Schiedsverfahrens 
schwierig sein, vorläufigen Rechtsschutz gegen Drittpersonen zu erwirken, wenn 
diese nicht Parteien im Schiedsverfahren und somit der Schiedsklausel sind. 

7. VorsorgIiche MaUnahmen bei Vertragsnetzen 

Wie bereits festgestellt wurde, bilden Vertragsnetze ein vertragliches Gefüge, wel- 
ches auf ein Projekt ausgerichtet ist, doch bleiben die Einzelverträge juristisch zum 
großen Teil unabhängige bilaterale Verträge. Aus diesem Grunde wird es notwen- 
dig sein, daß alle beteiligten Parteien ihr Risiko, besonders im Hinblick auf andere 
im Netz einbezogene Beteiligte, in jeder Phase des Projektes analysieren und in 
jenen Bereichen, wo mehrparteiliche Berührungspunkte arn intensivsten sind, 
Mechanismen vorsehen, welche es den Parteien erlauben, auch übervertraglich 
sichernde oder vorläufige Maßnahmen zu treffen. Mangels einer kohärenten ver- 
traglichen Regelung wird die Vertragsrelativität einer globalen Lösung fUr Fragen 
des vorläufigen Rechtsschutzes im Wegen stehen. 

Die Grihde, welche für die Gestaltung von Mehrparteienschiedsverfahren spre- 
chen, z. B. die Vermeidung von widersprüchlichen Entscheidungen, Verminderung 
der Verfahrenskosten und erhöhte Prozeßökonomie dadurch, daß nur ein Schieds- 
gericht sich mit allen Fragen beschäftigt, gelten um so mehr für Fragen des einst- 
weiligen Rechtsschutzes, wo die charakteristische Dringlichkeit eine vertragliche 
Koordination vorsorglicher Maßnahmen in Vertragsnetzen auch über die einzelnen 
Vertragsverhältnisse hinaus whschenswert macht. 

Projekterhaltung durch ein übervertragliches Refereeverfahren? 

Als überragendes Ziel der Streitbeilegung und somit auch jeglicher vorsorglicher 
Maßnahmen in Großprojekten steht wohl das Prinzip der Projekterhaltung. Wie in 

27 Knoepfler & Schweizer, op. cit. S. 225. 



der Diskussion über Vertragsnetze durchgeschimmert ist, sind solch große, selbst- 
finanzierende Projekte größer als die Einzelinteressen der beteiligten Parteien. 

Daß die Koordination vorsorglicher Maßnahmen unter allen Projektbeteiligten 
wünschenswert ist, zeigte sich bei den verschiedenen Eurotunnelverfahren. Hier 
ging es unter anderem um die Finanzierung der riesigen Kostenüberschüsse 
während des Baus. Als vorsorgliche Maßnahme hatte ein DRB entschieden, daß 
Eurotunnel seine monatlichen Anzahlungen an TML massiv erhöhen sollte. Euro- 
tunnel bestritt diesen Entscheid dann in einem Schiedsverfahren gegen TML. 
Gleichzeitig fingen die Subunternehmer ein Schiedsverfahren gegen TML an, um 
auf Grund der Interimsfinanzierung erhöhten Liquidität von TML ebenfalls 
größere Anzahlungen zu erhalten. Zwei voneinander völlig unabhängige Schieds- 
gerichte wurden bestellt. Das Erste entschied im Verfahren zwischen Eurotunnel 
und TML, daß der Entscheid des DRB keine vertragliche Grundlage habe und 
annullierte die Verfügung, während das zweite Schiedsgericht am gleichen Tag ent- 
schied, daß TML die erhöhte Intenmszahlungen proportional an die Sub-Unter- 
nehmer weiterzuzahlen hätte. Es kamen also die gleiche vorsorgliche Maßnahme 
betreffend widersprechende Entscheidungen heraus, weil das zweite Schiedsgericht 
von der Rechtsgiiltigkeit der vom DRB angeordneten Maßnahme ausging. 

Besonders bei sichernden Maßnahmen, welche für die Erhaltung des Projektes not- 
wendig sein mögen, wäre es denkbar, ein projektumfassendes Refereeverfahren zu 
organisieren. Dies hätte den Vorteil, daß die entscheidende Instanz das Gesamtbild 
des Projektes vor Augen hat, wenn es darüber befinden muß, ob Maßnahmen zum 
Schutz des Projektes notwendig sind oder nicht. Ein Ubervertraglich koordiniertes 
Refereeverfahren würde es auch erlauben, dem Panne1 oder Referee die Auswir- 
kungen einer vorsorglichen Maßnahme auf alle Beteiligten im Projekt abzuwägen, 
da es sie anzuhören hätte, und Maßnahmen so zu gestalten, daß sie für alle Betei- 
ligten akzeptabel sind. 

Hier stellt sich allerdings die Frage, ob es möglich ist, für das Vertragsneiz global ein 
Verfahren flir einstweiligen Rechtsschutz zu entwerfen, wenn substanziell Streitig- 
keiten, vor allem bilateral durch vertragsgebundene Schiedsgerichte, geregelt wer- 
den sollen. Mit anderen Worten: Kann man sich ein Multiparteienrefereeverfahren 
ohne Multiparteienschiedsverfahren vorstellen? 

Daß die Instanz der vorsorglichen Maßnahmen nicht die gleiche sein muß wie das 
Urteil, das zur Sache gefallt wird, ist schon daraus ersichtlich, daß in diesem Bereich 
die Kompetenzen des staatlichen Richters mit denen des Schiedsgerichtes konkur- 
rieren. Ein Schiedsgericht kann eine vom Richter erlassene vorsorgliche Maßnahme 
nicht aufheben, es kann höchstens eine der Parteien anhalten, den Antrag zurück- 
zuziehen. Es wäre also denkbar, daß ein übervertragliches Refereeverfahren im 
Rahmen des Gesamtprojektes gegen alle am Projekt beteiligten Parteien Maßnah- 
men zum einstweiligen Rechtsschutz erlassen könnte. 

Die Kompetenz, solche projektsichernde Maßnahmen zu treffen, könnte besonders 
für Langzeitprojekte segmentiert werden. Zum Beispiel werden sich in einem BOT 
Projekt die Vertragsinteressen der beteiligten Parteien je nach der jeweiligen Phase 
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des Projektes ändern. Der einstweilige Rechtsschutz, der eventuell in der Bauphase 
notwendig ist, wird sich von den vorsorglichen Maßnahmen unterscheiden, welche 
sich in der Betriebsphase des Projektes aufdrängen. Es ist somit möglich, fürjede Pha- 
se den geeigneten Mechanismus zu entwerfen, um auf Projektebene jeweils den be- 
sten Mechanismus für den Erlaß von vorsorglichen Maßnahmen zu treffen. Man 
könnte sich z. B. vorstellen, daß in der Bauphase ein DRB, welches vom Bauherrn und 
Generalunternehmer eingesetzt wird, die Kompetenz erhält, vorsorgliche Maßnah- 
men, die zur Projekterhaltung dienen, gegen jede im Netz beteiligte Partei aus- 
zusprechen. Bei Abschluß der Bauphase würden allfällige verbleibende Streitigkeiten 
zwischen den Parteien von Schiedsgerichten entschieden, welche die Rechtmäßigkeit 
der Maßnahmen im Nachhinein prüfen würden und dann je nach Rechtslage die 
durch die vorsorglichen Maßnahmen tangierten Rechte der Parteien anpassen. 

Die in der Betriebsphase auftauchenden Schwierigkeiten werden anderer Art sein. 
Hier stehen die Konzession sowie Zu- und Lieferverträge im Vordergrund. In der 
Betriebsphase wird es vor allem um die wirtschaftliche Lebensfähigkeit des Projek- 
tes gehen, das heißt der Betrieb des Projektes muß genügend Einkommen erzeugen, 
um die Betriebs-, Erstellungskosten und Zinsen sowie einen angemessenen Profit 
abzuwerfen. Ist dies nicht gewährleistet, steht das Projekt in Gefahr. Hier fällt man 
sehr klar in den Bereich der Langzeitvertragsproblematik, wo die Anpassung der 
verschiedenen Verträge an neue wirtschaftliche Umstände eines der Hauptthemen 
des einstweiligen Rechtsschutzes sein wird. 

Auch hier könnte man sich vorstellen, daß in einem übervertraglichen Refereever- 
fahren die Interessen des Konzessionsstaates mit denen der Projektgesellschaft und 
der Zulieferer und Abnehmer vorsorglich im Sinne der Projekterhaltung geregelt 
werden. Dies würde bedeuten, daß im Refereeverfahren aUe in dieser Phase betei- 
ligten Parteien einbezogen würden und der Referee zuständig wäre, gegen alle vor- 
sorgliche Maßnahmen zu erlassen, 

8. Schlußfolgerung 

So kommt man zum Schluß, daß die Problematik für einstweiligen Rechtsschutz 
in Vertragsnetzen im Rahmen von Schiedsverfahren die gleiche ist wie für Mehr- 
parteienschiedsverfahren. Die beschränkte Rechtswirkung der Verträge auf die mit- 
wirkenden Parteien wird es ohne ausdrückliches oder konkludentes Mehrparteien- 
abkommen kaum erlauben, außer flir Maßnahmen der Beweisaufnahme einstweili- 
gen Rechtsschutz gegen einen im Vertragsnetz einbezogen Dritten zu erwirken, sei 
es durch das Schiedsgericht oder den ordentlichen Richter. 

Auch wenn sich die beteiligten Parteien nicht unbedingt einer Mehrparteien- 
schiedsgerichtsbarkeit unterwerfen wollen, ist es dennoch möglich, daß sie nur für 
den Bereich der vorsorglichen Maßnahmen Mechanismen ausarbeiten, welche es 
erlauben würden, in einem Mehrparteienreferreeverfahren auf Projektebene Maß- 
nahmen des einstweiligen Rechtsschutzes zur Erhaltung des Projektes zu nehmen. 
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Zusammenfassung 

Seit den 8Oer Jahren hat sich immer stärker ein Trend zur privatwirtschaftlichen Pla- 
nung und Finanzierung von Großprojekten durchgesetzt. Staatsmonopole, welche 
vor zehn Jahren noch in vielen Wirtschaftsbereichen natürlich waren, werden heute 
privatisiert. Die riesigen Summen, welche solche Unternehmen brauchen, um die 
mit ihnen verbundenen Infrastrukturprojekte realisieren zu können, werden nicht 
mehr von der öffentlichen Hand aufgebracht, sondern müssen privat organisiert 
werden. Dies bringt mit sich, daß die mit dem Projekt verbundenen finanziellen 
Risiken unter den vielen privat Beteiligten so weit wie maglich verstreut werden, 
was wiederum bedeutet, daß die Vertragsgebilde oder die juristischen Fundamente 
solcher Unternehmung immer komplexer werden. Besonders in Fällen, wo die 
Finanzierung des Projektes auf längere Zeit aus seinen Einnahmen sichergestellt 
werden muß, ist die langfristige Abhängigkeit der verschiedenen Beteiligten am Pro- 
jekt sehr ausgeprägt. 

Die Vertragspraxis zeigt allerdings, daß diese gemeinsame Abhängigkeit oder 
Schicksalsgemeinschaft sich nicht in globale Vertrage niederschlägt, welche alle am 
Projekt beteiligten Akteure in eine komplexe Mehrparieienbeziehung einflicht. 
~ilaterale und bipolare Verträge zwischen unmittelbar Beteiligten sind die Regel. 

Weil die Rechtslage, welche sich in Vertragsnetzen aus der Zersplitterung der ver- 
traglichen Beziehungen ergibt, die Interessengemeinschaft und die Interdependenz 
aller Beteiligten oft nicht widerspiegelt, kennt die Schiedsgerichtsbarkeit die Mehr- 
parteienproblematik. Da Schiedsgerichte nur Differenzen derjenigen Parteien ent- 
scheiden können, welche untereinander eine Schiedsvereinbarung getroffen haben, 
ist es nicht möglich, ein Mehrparteienverfahren durchzuführen, wenn nicht alle sich 
auf ein solches Verfahren geeinigt haben. Praktisch bedeutet dies, daß gleiche Fra- 
gen aus dem gleichen Vertragskomplex in mehreren Verfahren vor verschiedenen 
Schiedsgerichten debattiert und entschieden werden können. 

Funktionen des einstweiligen Rechtsschutzes sind einerseits die Erhaltung einer 
Sachlage, die Sicherung oder das Beibringen von Beweisen sowie die Sicherung der 
Vollstreckung des Schiedsspruches. Andererseits kann man sich bei langzeitigen 
Vertragsnetzen auch vorstellen, daß es spezifische Maßnahmen gibt, welche speziell 
auf die Erhaltung oder Sicherung des Projektes ausgerichtet sind und deshalb 
wegen der projektorientierten Interessengemeinschaft übervertragliche Wirkung 
haben könnten. 

Obwohl gerade im Bereich des einstweiligen Rechtsschutzes die Kompetenz des 
staatlichen Richters mit der des Schiedsrichters konkurriert, wirkt sich die 
beschränkte Rechtswirkung der Verträge auch in Sachen des einstweiligen Rechts- 
schutzes aus. Während die meisten Schiedsgesetze heute vorsehen, daß der staat- 
liche Richter dem Schiedsverfahren Beihilfe leisten kann, geht diese Hilfeleistung 
kaum über die Beweissicherung oder Beschaffung hinaus. Somit wird es nicht mög- 
lich sein, im Rahmen eines Schiedsverfahrens gegen eine Person vom staatlichen 
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Richter eine einstweilige Verfligung zu erlangen, wenn diese nicht gleichzeitig auch 
Partei im Schiedsverfahren ist. 

Weil bei Großprojekten das Interesse aller an der Realisierung des Projektes oft 
größer ist als die einzelvertraglichen Interessen und weil es vorkommen kann, daß 
zur Erhaltung des Projektes schnell vorsorgliche Maßnahmen getroffen werden müs- 
sen, welche eventuell auf alle Beteiligte eine Wirkung haben, ist es denkbar, ver- 
traglich ein mehrparteien, multipolares Refereeverfahren vorzusehen, wo projekter- 
haltende einstweilige Verfügungen gegen alle am Projekt Beteiligte erlassen werden 
können und wo sich auch alle Betroffenen zur Sache äußern dfirfen. Ein solches 
übervertragliches Schnellverfahren hätte auch den Vorzug, dass jeweilige Verffigun- 
gen auf Projektebene mit der Kenntnis der Interessen aller getroffen werden. 


